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Strategien der Klimafolgenanpassung und der nachhaltigen Entwicklung werden in Deutschland 
kaum aufeinander bezogen. Kurzfristige Maßnahmenplanungen zur Schadensbegrenzung dominieren 

das politische Handeln, Fragen nach Vorsorge- und Gerechtigkeitsaspekten 
kommen zu kurz. Die Entwicklung resilienter Entwicklungspfade stellt eine 
Herausforderung für die real existierende Problembewältigung dar.
Für die Umsetzung einer nachhaltigen und resilienten Klimaanpassungsstrategie 
ist ein Mix aus institutionell basierten Regeln und teilhabeorientierten 
Realexperimenten zur Erprobung von Neuem naheliegend.

Zwischen Anpassungs- und Veränderungsdruck
Klimafolgenanpassung und nachhaltige Transformation

ie Ökonomin Christiane Busch-Lüty hat die Nachhaltigkeits-
debatte in Deutschland mit initiiert und vorangebracht. Ver-

treter(inne)n1 der traditionellen Ökonomik hielt sie entgegen,
dass Nachhaltigkeit ein normatives Konzept sei und somit eines
neuen Wissenschaftsansatzes bedürfe (Busch-Lüty 1994). Nachhal -
tige Entwicklung bedeute Zukunftsgestaltung entlang von Ge rech -
tigkeitsgeboten. Sie erfordere Voraussicht und Vorausdenken, da -
mit Sackgassen und Irreversibilitäten vermieden und Zu kunfts -
optionen offengehalten werden könnten. In dieser Perspektive
stellt sich die Frage, ob der Klimawandel Ausdruck von Nichtnach-
haltigkeit ist und die Handlungs- und Gestaltungsmöglichkeiten
zukünftiger Generationen weiter einschränkt.

Grothmann und Daschkeit (2014) folgern aus der GAIA-De-
batte zur Klimaanpassung (Grothmann et al. 2011, von Winter-
feld 2012, Beck et al. 2013, Gerten 2013, Brunnengräber und Dietz
2013, Bauriedl 2014), dass die Forschung zu Klimafolgen, Vulne -
rabilität und Anpassung als Teil der Transformations- und Nach-
haltigkeitsforschung zu begreifen sei. Im Kontext einer nach-
haltigen Transformation sei zu untersuchen, ob Klimaanpassung
bestehende Gesellschafts- und Wirtschaftssysteme verfestige.

Beide Positionen im Blick fragen wir, wie nachhaltige Heraus -
forderungen in Anpassungspolitiken aufgegriffen werden und

wie bekannte Muster der Problembewältigung verändert werden
können. Abschließend geben wir Anregungen für nachhaltige
und resiliente Entwicklungspfade.

Unser Beitrag stellt sich der Herausforderung, über Vorsorge-
und Gerechtigkeitsaspekte erste gemeinsame Bezugspunkte für
nachhaltige Anpassungs- und Transformationspfade herzustel-
len. Wir argumentieren zum einen mit dem Ansatz „Vorsorgen-
den Wirtschaftens“ (Netzwerk Vorsorgendes Wirtschaften 2013),
zum anderen mit Bezug auf einen erweiterten Resilienzansatz,
der die Fähigkeit zur Entwicklung einschließt (De Flander et al.
2014, Walker et al. 2006).

Nachhaltige Herausforderungen der
Anpassungs politik

In der aktuellen Debatte über die Politik der Anpassung an den
Kli ma wandel gibt es nur wenige Beiträge, die sich auf das Verhält-
nis von Nachhaltigkeits- und Klimaanpassungszielen beziehen
(vergleiche Kegler 2014). Die starke instrumentelle Ausrichtung
der Forschung und eine zunehmende Fixierung auf unmittelba -
re Schadensereignisse in der Praxis – ein management by disaster
– führen dazu, dass die Querbezüge zur nachhaltigen Entwick-
lung in den Hintergrund treten. Damit geraten Anpassungsstra-
tegien auf den verschiedenen Politikebenen in Gefahr, den Zu-
sammenhang von sozialer, ökologischer und ökonomischer Trag-
fähigkeit und Resilienz aus den Augen zu verlieren. Es ist daher
zu prüfen, wie in Zukunft Anpassungsstrategien stärker auf die
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Von diesen 800 Milliarden Eu ro würden circa 330 Milliarden auf
direkte Kosten durch Klimaschäden entfallen, etwa 300 Milliar-
den auf erhöhte Energiepreise – überwiegend für private Haus -
hal te – sowie circa 170 Milliarden für Anpassungsmaßnahmen.
Insgesamt könnte dies zu gesamtwirtschaftlichen Wachstums-
einbußen von bis zu 0,5 Prozentpunkten führen.

Klimaschäden treffen Menschen und Regionen in ungleicher
Weise. Daher stellen sich auch hier Gerechtigkeitsfragen: Wer soll
für die Schäden aufkommen? Wie können Verfahren etabliert wer-
den, die sicherstellen, dass auch künftig ein ausreichender Aus-
gleich erfolgen kann? Wie können Strukturen aufgebaut werden,
die das Risikopotenzial grundsätzlich vermindern?

Zur Bewältigung von Schadensereignissen, die die Exis ten -
zen ganzer Regionen bedrohen, geraten marktliche Instrumen -
te wie Versicherungsschutz an ihre Grenzen. Die Frage der Wie -
der herstellung und des Erhalts von Entwicklungsfähigkeit wird
damit zu einem öffentlichen Gut, staatliche Stellen sind gefordert,
sich dieser Aufgabe anzunehmen. Derzeit geschieht dies eher auf
einzelne Schadensereignisse bezogen, die Finanzierungsinstru -
men te orientieren sich oft an der Schadensbewältigung und nicht
an der Vorsorge zur Vermeidung zukünftiger Schäden, so etwa
der Hochwasserfonds des Bundes (BMF 2013) sowie die Sofort-
hilfen für von Starkregen betroffene Kommunen in Nordrhein-
Westfalen (RP-Online 2014).

Auch bei der Gestaltung der Finanzierungsinstrumente kann
aus der Nachhaltigkeitsdebatte gelernt werden. Zunächst wäre zu
klären, ob die Schadensabwicklung auf Basis eines positiven oder
negativen Zielsystems erfolgt (Jörissen 2005, S.29ff.):Positive Ziel -
systeme enthalten eine explizit normative Argumentation, die auf
Gerechtigkeitspostulaten basiert; negative Zielsysteme orientie-
ren sich an aktuellen Problemlagen und Grenzen der Belastbar-
keit natürlicher und gesellschaftlicher Systeme.

Die aktuelle Praxis des Schadensausgleichs über Haushalts-
sondermittel orientiert sich am absoluten Schadensausmaß (ne-
gatives Zielsystem) und konzentriert sich auf die Kompensation
der Verluste. Damit werden jedoch Ungleichheiten festgeschrie-
ben, die den sozialen und räumlichen Strukturen bereits inne-
wohnen. Reiche Regionen und Städte erhalten zum Beispiel mehr
Ausgleichsmittel als arme Regionen, da sie auch höhere Schäden
zu melden haben. Naturschäden werden geringer oder gar nicht,
Schäden an Bauwerken und technischen Infrastrukturen werden
höher bewertet. Durch die bisherigen Bewertungsmaßstäbe ent-
stehen „konzeptionelle Gerechtigkeitslücken“.Um diese Lücken
zu schließen, sollten Kriterien wie Stärkung der Entwicklungsfä -
higkeit und Stärkung der Resilienz von Ökosystemen und sozia -
len Strukturen stärker berücksichtigt werden. Eine Herausforde -
rung zur Erweiterung der Bewertungsmaßstäbe wird auch von
eher marktorientierten Ansätzen gesehen, die die Bemessungs-
grundlagen für Schäden in einem Spannungsfeld zwischen Soli -
darität versus Risikobepreisung einordnen (Surminski et al. 2015). 

grundlegenden Gebote einer nachhaltigen Entwicklung bezogen
werden können, die Kopfmüller et al. (2001, S.172) formuliert ha -
ben: Sicherung der menschlichen Existenz, Erhaltung des gesell -
schaftlichen Produktivpotenzials und Bewahrung der Entwick-
lungs- und Handlungsmöglichkeiten (auch der zukünf tigen Ge-
nerationen).Dies impliziert vor allem, Rücksicht zu nehmen auf
etwas anderes, auf Andere, auf künftige Generationen, die wir
heute noch nicht kennen können. Für diese Herausforde rung
ist die Moderne kaum ausgestattet (von Winterfeld 2006).

Transformationsdesign im Klimawandel: 
vorsorgende Gestaltung und Schutz
Wege in eine zukunftsfähige Moderne sind jüngst von Sommer
und Welzer (2014) in einem „Transformationsdesign“ skizziert
worden.Sie greifen eineÜberlegung von Mathis Wackernagel auf:
Verändern würden sich unsere Gesellschaften auf jeden Fall, die
Frage sei, ob by design or by disaster. Die Herausforderung für ein
Transformationsdesign besteht laut Sommer und Welzer (2014,
S. 24f.) darin, einem Vergesellschaftungsmodus nachzuspüren,
der bei radikal reduziertem Naturverbrauch die Aufrechterhaltung
und Weiterentwicklung der zivilisatorischen Standards (Freiheit,
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Bildungs-, Gesundheits-, Sozial -
versorgung) ermöglicht.

Aber was ist mit Vergesellschaftungsmodus gemeint? Schließt
dieser auch die Rücksicht auf das unbekannte Andere mit ein,
eine Rücksicht, für die es noch keinen zivilisatorischen Standard
gibt?

Ansätze „Vorsorgenden Wirtschaftens“ könnten hier hilfreich
sein. Während sich die dominierende Wirtschaftstheorie auf die
Erwerbswirtschaft konzentriert, gehen vorsorgende Ansätze von
der Lebenswelt und von denjenigen Tätigkeiten in der Gesellschaft
aus, über die sich Menschen sorgend mit der Welt und ihren Mit-
menschen in Beziehung setzen (Netzwerk Vorsorgendes Wirt-
schaften 2013, S.29, 64). Mit diesen Tätigkeiten – sei es der Erhalt
des Saatguts in einem Bauerngarten oder sei es die Sorge um die -
jenigen, die Hilfe benötigen – und den mit ihnen verbundenen
Fähigkeiten kann das Sorgen für und die Rücksicht auf Andere
gestärkt werden.Neben dem Perspektivwechsel von der Erwerbs-
beziehungsweise Marktwirtschaft zur Lebenswelt bedarf es ei-
nes Wechsels der Zeitperspektive.Während die dominierende Per-
spektive die der „gegenwärtigen Zukünfte“ ist, richtet sich ei ne
vorsorgende Perspektive auf „zukünftige Gegenwarten“,2 auf die
Sorge für und um die Zukunft. Erst wenn gegenwärtige Entschei-
dungen und Handlungen mit Blick auf ihre latenten und noch
unsichtbaren Effekte für die Zukunft erfolgen, können die Grund-
bedürfnisse (needs) künftiger Generationen im Sinne der inter-
generationalen Gerechtigkeit berücksichtigt werden (Netzwerk
Vorsorgendes Wirtschaften, S. 115 ff.; besonders S. 124).

Klimaschäden nachhaltig bewältigen
Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung(DIW)(2007) hat
die gesamtwirtschaftlichen Kosten des Klimawandels für Deutsch-
land bis 2050 berechnet. Ohne Veränderungen in der Klimapoli -
tik belaufen sich diese auf insgesamt knapp 800 Milliarden Euro.

>

2 Die Unterscheidung „gegenwärtige Zukunft“ und „zukünftige Gegenwart“
geht auf Luhmann (2014) zurück, der sie in den 1970er Jahren im Kontext
mit Vertrauen und der Reduktion sozialer Komplexität formuliert hat.
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Fondslösungen werden derzeit auf der europäischen Ebene
diskutiert und praktiziert (Surminski et al. 2015). Es existiert ein
European Solidarity Fund für die Bewälti gung von Naturkatastro -
phen, ausgestattet mit 500 Millionen Euro pro Jahr. Er kann be-
ansprucht werden, wenn die Schadens dimension 1,5Prozent des
regionalen Bruttoinlandsprodukts (BIP) übersteigt.3 Auch dieses
Instrument ist auf eine Kompensierung von Schäden ausgerich-
tet, durch die Bezugsgrö ße „Schadensanteil BIP“ erhalten auch
schwach entwickelte Regionen einen Ausgleich.

Ein weiteres Problem stellt die dauerhafte und nachhaltige Fi -
 nanzierung der Schadenskosten dar. In den Fällen, wo die Klima -
anpassungskosten einzelnen Infrastrukturbetreibern direkt zu-
geordnet werden können, wäre auch an ein Vorsorgemodell zu
denken. Ein solches Modell ist zum Beispiel im Ruhrgebiet mit
der RAG-Stiftung etabliert worden, um die „Ewigkeitskosten“ der
Bergbauschäden zu bewältigen (Dauerbergschäden, Grubenwas -
serhaltung, Grundwasserreinigung). Die DIW-Zahlen deu ten an,
wie groß die „Ewigkeitskosten des Klimawandels“ für Deutsch-
land werden können, es wird also ein großer Fonds benötigt.

Daher wäre vor dem Hintergrund des neuen Sachstandsbe-
richts des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC
2014) eine erneute, aktuellere Bilanzierung der volkswirtschaftli -
chen Kosten des Klimawandels für Deutschland notwendig und
eine Diskussion darüber zu führen, innerhalb welcher Finanz-
strukturen diese Aufgaben bewältigt werden können. Auch wäre
daran zu denken, die künftigen Einnahmen aus dem Emissions-
handel mit Fragen der Fondsbildung zur Schadensbewältigung
zu verknüpfen. Wenn die Prinzipien der Vorsorge und Risiko-
minimierung dabei stärker berücksichtigt werden könnten, wäre
dies auch ein Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung.

Wie können etablierte Politikmuster verändert
werden?

Die Debatte zum Klimawandel hat ein katastrophisches Framing
und ihre Lösungsansätze sind tendenziell technokratisch (Brand
2011, S. 102). Entsprechend hat die deutsche Politik der Klimafol -
genanpassung ihren zentralen Bezugspunkt in der Bewältigung
externer Störereignisse. Gesellschaftliche und natürliche Systeme
sollen resilienter gestaltet werden. In Deutschland ist ein Politik -
feld „Klimafolgenanpassung“ entstanden, das in dieser Hinsicht
voller Unzulänglichkeiten und Widersprüche steckt:

In der programmatischen Ausrichtung der deutschen Klima -
anpassungsstrategie wird durchgängig an die Eigenvorsorge
der gesellschaftlichen Akteure appelliert, die Daseinsvorsoge
staatlicher Stellen wird kaum erwähnt.Das Vorsorgeverständ -
nis reduziert sich darauf, Auswirkungen des Klima wandels
„schrittweise in privates, unternehmerisches und behördliches
Planen und Handeln einzubeziehen“ (BMUB 2008, S. 5).
Im Aktionsplan Anpassung(APA) wird der Vorsorgebegriff sei -
nes vorausschauenden Kerns beraubt, die damit verbundenen
Fragen eines zukunftsgerichteten Kapazitätsaufbaus (sowohl
staatlich als auch privat) werden nicht behandelt (Bundesre-
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gierung 2011, S. 9 ff.). Dadurch wird ein reaktives, auf Scha-
densereignisse fixiertes Politikmuster gestärkt.
Im politischen Mehrebenensystem wird die Bewältigung der
Klimawandelfolgen nach unten delegiert:Kommunen,Unter -
nehmen, zivilgesellschaftliche Akteure sollen es richten. Die
Frage nach der Kapazität der Institutionen und Menschen im
Gesamtsystem wird nicht gestellt. So können zwar die Kom-
munen im Rahmen einer Förderung Teilkonzepte zur Klima -
folgenanpassung erstellen;4 in der Umsetzung droht aber das
Scheitern, da die personellen Kapazitäten zum Aufbau eige-
ner Strukturen nicht vorhanden sind (Schüle et al. 2015). Vor
diesem Hintergrund hat Hornberg(2014)für den Gesundheits-
bereich formuliert, dass eine kommunale Klimaanpassung als
Pflichtaufgabe gesehen werden müsse und stärkerer politischer
Unterstützung im Mehrebenensystem bedürfe.
Die abstrakt-instrumentelle Ausrichtung der Klimaanpassungs-
politik verstärkt das Kapazitätsproblem. Planungstools, Leit-
fäden und Maßnahmenkataloge sollen die Akteure unterstüt -
zen.Verbindungen zu den realenUmsetzungsbedin gungen
werden aber zu selten hergestellt. In der Deutschen Anpassungs -
strategie(DAS) ist nur angelegt, dass prioritäre Risiken identi -
fiziert und für die sie adressierenden Maßnahmen Kosten-Nut-
zen-Analysen erstellt werden (Bundesregierung 2011, S. 12).
Die technologische Dominanz führt oft zu einem verengten
Innovationsverständnis, das soziale Entwicklungen wenig ein-
bezieht. Damit werden jedoch zugleich lebensweltli che As-
pekte, alltägliche Wahrnehmungen und Erlebnisse ausgeblen -
det (siehe auch die Kritik im Rahmen der GAIA-Debatte).

Dieses Framing sollte künftig geändert werden, indem an meh-
reren Stellen ein Perspektivwechsel vorgenommen wird:

Berücksichtigung des Alltagswissens und der Erfahrungen: Vorsor -
gende Klimaanpassung heißt,Wissen über alltägliche private und
gesellschaftliche Sorgeprozesse (samt sorgender Tätigkeiten) so-
wie darin gesammelte Erfahrungen, die bisher meist ausgegrenzt
wurden, anzuerkennen. Dies betrifft sowohl die Sorge für ande -
re – auch zukünftige – verletzliche Menschen und Gruppen als
auch die Sorge für und um Natur. Dieses Wissen, diese Erfahrun -
gen und Potenziale gilt es ans Licht zu holen und der Aushand-
lung zugänglich zu machen. Dazu bedarf es der Bereit stellung
experimenteller transformativer Räume sowie der gesellschaftli -
chen Sicherung sorgender Tätigkeiten.

Berücksichtigung lebensweltlicher Probleme und Hemmnisse: Im
Projekt Nordwest 2050 wird in einem kleinen Teilprojekt aus Gen-
derperspektive heraus eine andere Geschichte erzählt (Fischer
2014). Plötzlich leben Menschen am Deich, es gibt spielende Kin-
der, bedürftige ältere Menschen, die nicht einfach per technischem

3 https://eufunds.gov.mt/en/EU%20Funds%20Programmes/
Other%20Programmes/Pages/EU-Solidarity-Fund.aspx

4 Förderung durch die Nationale Klimaschutzinitiative des Bundesministeriums
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB).
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Hochwasserschutz gemanagt werden können. Umgekehrt trifft
Hornberg (2014) zufolge der Klimawandel auf eine Situation, in
der schon jetzt etwa die Versorgung von alten Menschen nicht
mehr gewährleistet ist (Gesundheitsproblem Dehydrierung), das
heißt, er trifft auf ein Für- und Vorsorgedefizit im Care-Bereich. 

Fundierung und Stärkung der Vorsorgeorientierung: Hinsichtlich
der Vorsorgeorientierung können die Anpassungsakteure von der
Nachhaltigkeitsdebatte lernen, Zukunft in anderer Weise in den
Blick zu nehmen. Mit dem Ansatz des „Vorsorgenden Wirtschaf-
tens“(Netzwerk VorsorgendesWirtschaften 2013) ist ein Perspek -
tivwechsel verbunden.Wird der Blick von der Lebenswelt und den
Lebensprozessen aus auf den Markt gerichtet, ist der Markt nicht
Zweck an sich, sondern er ist so zu gestalten, dass er nachhalti -
gen Lebensprozessen dient. Damit wäre verbunden, dass nicht
nur Potenziale lokaler und regionaler Klimaanpassungspolitiken,
sondern auch Potenziale lokaler und regionaler Klimaanpassungs -
ökonomien erforscht und verhandelt werden.

Änderung der Maßstäbe für Erfolg und Misserfolg: Die Transfor-
mation von der wettbewerbsorientierten zu einer lebenswerten
Gesellschaft bedeutet zugleich eine Transformation des vorherr-
schenden Menschenbildes (homo oeconomicus als Vorteilsmaxi -
mie rer) und der vorherrschenden kurzfristigen Gewinnorientie -
rung. Dies ist grundlegend, doch wir halten es für erforderlich,
damit Nachhaltigkeit erreicht und die Herausforderung der Rück-
sicht auf zukünftige Andere angenommen werden kann. Für An-
passungspolitiken und Transformationsprozesse folgt daraus
auch, dass andere Kriterien als die derzeit dominierende Scha-
densvorsorge und Schadensfixierung an Bedeutung gewinnen. 

Konflikte benennen und austragen: Die Klimaanpassungspolitik
ist bisher eine konfliktarme Veranstaltung. Anscheinend wollen
alle das Gleiche: Schaden abwenden und Vorsorge treffen. Doch
dieser Zielkonsens hilft nicht weiter, wenn etwa Fragen der Ver-
antwortung und Schadenslasten im Bereich kritischer Infrastruk -
turen geregelt werden müssen (siehe auch Schneider 2014). Auch
das politische Terrain zwischen Nachhaltigkeit, Klimaschutz und
Klimafolgenanpassung steckt voller Zielkonflikte und Spannungs-
felder, die sich nicht einfach von selbst auflösen. 

Kulturell gesehen braucht es daher auch Mut, unbequeme Fragen
zu stellen und unterschiedliche Positionen deutlich zu machen.
Denn je gravierender der Klimawandel und seine Folgen werden,
desto stärker können Zukunftsoptionen für andere, zukünftige
Generationen eingeschränkt und damit Verteilungskonflikte
wahrscheinlicher werden. 

Nachhaltige und resiliente Entwicklungspfade:
Wege zur Politikintegration und Teilhabe

Auch der IPCC (siehe Denton et al. 2014, S.1115) schlägt in sei-
nem jüngsten Sachstandsbericht eine Brücke zur nachhaltigen

Entwicklung: „Overall, climate adaptation and sustainable deve -
lopment are linked in several ways: first, many of the determi-
nants of adaptive capacity to respond to climate impact and indi -
cators of sustainable development overlap; second, adaptive ca-
pacity building may critically contribute to the well-being of both
social and ecological systems; and third, building adaptive capa -
city within a sustainable development framework may require
transformational changes“. 

Zum anderen verweist der IPCC darauf, dass Systeme, die
oh nehin unter Stress stehen, zum Beispiel durch hohe Umwelt-
belastung oder Armut, tendenziell weniger in der Lage sind, den
Folgen des Klimawandels zu begegnen.Vor diesem Hintergrund
ist die nachhaltige Entwicklung eine zentrale Bedingung, um Sys -
teme resilienter zu machen. 

Ein nachhaltiger Ansatz wäre etwa, im Bereich der Wasser-
wirtschaft die bisherige Grundwassernutzung kritisch forschend
in den Blick zu nehmen und Lösungen anzustreben, welche die
Belastung des Ökosystems verringern. Oder im Bereich der nach -
haltigen und resilienten Quartierentwicklung den sozialen Zu-
sammenhalt in den Quartieren zu untersuchen, damit im Kri-
senfall eine Grundlage für nachbarschaftliche Hilfe vorhanden
ist. Durch solcherart Anpassungsforschung und -politiken könn-
te vermieden werden, dass durch Klimaanpassungsmaßnahmen
nicht nachhaltige Strukturen weiter verfestigt werden. 

Mit Blick auf den neuen APA wäre es wichtig, dass in der Kon-
zept- und Maßnahmenentwicklung ein stärkerer Bezug zur nach-
haltigen Entwicklung hergestellt wird und dabei auch Akteure
des Deutschen Nachhaltigkeitsrats eingebunden werden. Im neu-
en APA könnten kohärente Entwicklungspfade konzipiert wer-
den, welche die bisher entwickelten Kriterien einer nachhaltigen
und resilienten gesellschaftlichen Entwicklung zusammenfüh-
ren und die Maßnahmen entsprechend zuordnen. Ein solches
Strategiedokument sollte von allen Ressorts als verbindliche
Orientierung anerkannt werden. 

Um die Integration transformativ ausgerichteter Politikstrate -
gien voranzubringen, bedarf es einer koordinierenden Instanz,
auch um eine Aufsplitterung der Kapazitäten und eine Fragmen -
tierung von Strategien zu vermeiden. Es stellt sich die Frage, ob
Deutschland ein nationales „Adaptation Committee“ analog zu
den internationalen Strukturen der United Nations Framework
Convention on Climate Change (UNFCCC) benötigt – ob diese
Aufgabe eine bestehende Institution übernehmen kann. Dies
wie bisher nur einer interministeriellen Gruppe zu übertragen,
die zudem nicht öffentlich tagt, halten wir für keine hinreichen-
de Lösung (zur Kritik auch Hustedt 2014). 

In der weiteren gesellschaftlichen Verankerung einer solchen
Strategie sollten die zivilgesellschaftlichen Akteure eine zentrale
Rolle spielen (vergleiche Baasch et al. 2012). Neue vorsorgende
institutionelle Arrangements und „kleine Gesellschaftsverträge“
sind notwendig (Netzwerk Vorsorgendes Wirtschaften 2013, S.
385 ff.), so beispielsweise mit Blick auf vorsorgende Tätigkeiten
im Bereich des Hochwasserschutzes oder auf Maßnahmen zur
Unterstützung von alleinlebenden älteren Menschen bei Hitze-
perioden. Für die Umsetzung einer solchen Strategie ist ein Mix >
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aus institutionell basierten Regeln und teilhabeorientierten Real -
experimenten zur Erprobung von Neuem naheliegend(Schneide -
wind 2014). 
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